
Zweite Ausgaben
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a

Wecheuslntt sur dnz Weile
Er eint ’d bend. Preis vierteljährlichbei allen Preuß. Postanstalten IX- Sgr. bei den außer reußis en Po tan kalten

7JXIchSgrqleiänBIkintnabeiallen ZeitungssSpediteuren FquBoäeinligpiiil68Sr., in der ExpeditiomMohren traße r. 34, Ell-esSau
n era e e e e gr.

Mit dieser Nummer beginnt die »Verfassung« das dritte Quartal»1865.Die Reduktion

goft von ihren bisherigen Lesern das Zeugniß zu erhalten, daß see nach besten Kräftenestrebtgewesen ist, das Ziel, welches sie-sich vom Beginn des Blattes an gesteckt hatte,
im Auge zu behalten.· Treu demselben, wird unser Blatt auch fernerhin in WARRle
cher und leicht faßlicher Weise alle unser gesammtesStaatsleben beruhrenden Fragenim Sinne
der entschieden liberalen Parteibesprechen Es wird von Berlin aus regelmaßig jeden Donnerstag
Abend versandt, so daß es auch in den entferntesten Gegenden unseres Vaterlandes am Sonn-
abend Abend in den Händen unserer Abonnenten sein kann. Sollte trotz unseres Bemühens,
in keiner Weise egen eine gesetzlicheBestimmung zu fehlen, doch einmal durch eine Beschlag-
nahme unseres Ziglatteseine

Unregelmäæigkeit
in der Versendung eintreten, so werden, davon

ind wir überzeugt« unsesre Leser diese
nrssklmäßigkett

Uns nicht zur Last legen, sondern uns
ihr Wohlwollen nach wie vor erhalten. ir bitten unsere bisherigen Leser, so wie unsere
neuen Freunde, das Abonnement moglichst bald bei den Postanstalten anzumelden, da nur in
diesem Falle die ununterbrocheneLieferung des Blattes gesichert »istund bei späteren Anmel-
dungen die vollständi e Nachliefesrung der erschienenen Nummern nicht versprochen werden kann.

Der viertelgjährlicheAbonnementspreis betragt bei allen preußischen Postanstalten
472 sgh bei den übrigen deutschenPostanstalten We Sgr.; in Berlin in der Expedition, Moh-
renstraße Nr. 34, 472 Sgr., bei sämmtlichen Zeitungsspediieuren 6 Sgr. Ein elne Nummern
6 Pf. Jnserate, welche bei der großen Auflage des Blattes im ganzen Lan e Verbreitung
finitdebn,gkspaltenePetitzeiless Sgr., bei öfterer Wiederholung wird ein angemessener Ra-
bat ewi ig.

I Ueber etwaige Unregelmäßigkeiten-in der Zustellung unseres Blattes ersuchen wir,
bei dem betreffenden Spediteur oder der betreffenden Postanstalt Beschwerde zu führen, da
von hier aus unser Blatt regelmäßig versandt wird.

Nachdem,drei WochennacherfolgterBeschlagnahme,die
Nr. 23 unseresBlattes freigegebeuworden ist, weil nichts
Strafbaresdarin enthalten,wurde Nr. 26 unseresBlattes kurz
vor der AusgabeiuitBeschlagbelegt. Ein Grund der Beschlag-
nah-neist uns nicht mitgetheiltworden; möglicherweisehat der



Leitartikel, welcherunter dem Titel: »Das Preußifche
Abgeordnetenhaus« einigeStellen der Rede, mit welcher
der Ministerpräsideut,Hr v. Bismarkk,die diesjiihrigeSession
der Kammer geschlossen,zu widerlegensuchte, die Veranlassung
dazu gegeben. Um unseren Leseru die Nummer rechtzeitig
zukommenzu lassen, haben wir eine neue Ausgabemit

Fortlassungdes Leitartikels veranstaltet.

Politische Wochen-schalt
. Preußen. Seit dem Schluß des Landtagesist in unserem
politischenLeben eine gewisseäußereRuhe ein etreten, welche
nur unterbrochen wird durch die zahlreichenBerichtevon

dem be eisterten Empfange, der den Mitgliedern
der Megrheitunseres Abgeordnetenhauses überall

in ihrer Heimath zu Theil geworden ist« »Ueberall
haben sie von Neuem die Zusicherungerhalten- daß sle stren
im Sinne ihrer Wählergehandelthaben, und »daß-sieaucg
fernerhin das Vertrauen erselben besitzen.

Eine großeTheilnahme zeigt·sich auchbei dem Publikum
noch immer für die Virchow- ismarck’scheAngele en-

heit. Ueberall im Lande werden«-Zutimmnngsadre sen
an Virchow für sein Verhaltenm dieser Angelegenheltbe-

schlossen. Es ist dies fur UnserVolk offenbar keine»Sache,
welchedie beiden Herren »persönlichbetrifft, ja »ed»Ist auch
nicht nur die politis e Seite der Frage, die dabei 1n’s Spiel
kommt, welchedas vlk bewegt,sichso eingehendmit dieser
Angelegenheit zu beschäftigen,nein ,

es ist der Kampf des



Bür ertlums e en ein Institut, welches aus demIMitteli
altergauf)uns Liibxerkoinmenist, und dessenBeseitigungdurch
die Strafgesetzebis jetzt vergebens versuchtworden ist.

Jn Berlin haben sich- nachdem das Abgeordnetenhaus
eschlossenwar, eine

Andzahlvon Predi ern mit Politik be-

schäftigtSie haben sI berufen gesü)lt, in einer Adressean den König so harte Worte des Tadels gegen die vom Vol e

ewähltenVertreter auszusprechen,daß wir uns mit Rück-

icht auf dieBestimmungendes Strafgesetzesscheuenmüssen,
dieselben in unserem Blatte zu wiederholen, und geben«wir

daher FUr einzelneStellen aus jenem religiös-politischeii
Aktenstuckwieder: »KöniglicheMajestäti« so be innt die
Adresse,»UnsereAuf abe, für den Landtagder o·narchi»e
allsonntäglichöffentlich-ekirchlicheFürbitte zu

thun, ist mit
einer Fortdauer . . . . . . . . . . . .

.·.·
. . . . . . . chwervertraglich;

ja wir haben Gewissensnothderuber,»ob wir Angesich»tsder
obwaltenden Zustände diese Futbltte, so Wle sIe III

ihrer vorgeschriebenen Form Iarlteri Udch fortsetzen

dürfen, ob wir in der Wahrheit noch»alsobeten

können-e Und· dieseZweifel haben sichneuerdingsnur noch
«

esteigekt·Wir müssenuns ja sagen,daß auf einer Ver-
gmmlung . . . . .. ein Bann liegt — und darf die

Kirche segnen, was Gott ebannet hat? —

. . . . ..

Unsere schwersteSor e richtet sich»aber auf den unberechen-
baren Schaden, wel en die Arbeit der Kirche, insonderheit
ihr Wirken für die Heilighaltungdes vierten»Gebotesdadurch
erleiden mu , wenn jenes Aergernißnoch langer fortbesteht-
Denn es i eine der· heiligsten Pflichten des Predigtamtes,
Alt und Jun in der Gemeinde zum Gehorsam gegen die

Obri keit anzu alten. Wir ermahnen,daßman »Gottfurchte
und genKönig ehre.« Wir weisen darauf hin, daß»die
Obrigkeitvon Gott verordnet ist, zur Racheuber die Uebel-
thäter und zu Lobe den Frommen« — und daß sie das

Schwert nichtumsonstträgt. . . . . ..«

Hieran erwiederte Se. Maj. der König: .Sie haben dem,
was mich schon seit langer Zeit unendlich bekümmert, von

einein Standpunkte aus den Ausdruck gegeben, der um so

göhereBeachtung verdient, je ernster die Auffassung-von
iefer Seite ist. Jch stimmeganz mit Jhnen darinuberein,
daß in dem Hause der AbgeordnetenAusschreitungen vor-

ekommen sind, wie man sie fast für unmoglichhalten sollte.
Esbleibt hierbei kaum ein anderer Weg ubrlg, »alsder der

Fürbitte; und freilichdie Fürbittedringtgen Himmel,aber

sie dringt nicht in die Herzen derer, die es betrifftfzdenn sie
setzensich nicht in die La e, dieses Gebet zu horen. Jch
hoffe, daßNüchternheitun Besonnenheit zurückkehrenwird;
aber wie soll das geschehen,wenn der Grund, aus dem dies

allein möglichist, nämlich der christlicheGlaube, verlasen,

ja verlacht wird? — Ich sprecheIhnen meine volle n-

erkennungdessen,was Sie esagt haben, aus und wünsche,
daßwir künftigmit besseren lementen zu thun habenmögen.«

Der Prozeß ge en Johann Jacoby wegen seiner ;,im

zweitenBerliner Wa lbezirkvor seinenWahlmännerngehaltene-n
III-e ist jeytziend ültig entschieden:das Obertribunalhat die

emselegke ichtigeitsbeschwerdeverworfen, und somit erlangt
M Urthelr wel er den langjährigenKämpfer für Freiheit
Und Rech?z·UsechsMonat Gefängnißverurtheilt,Rechtskraft
Wghkschemllchwerden also bald die Mauern des Gefängnisses
zu Komgdbekgden Mann umschließen,in welchemdas preu-
ßischeVolk lett fast einem Menschenaltereinen seiner besten
Patrioten erkannt hats MYedie ihm so reichlichzu Theil

werdendeEAUerkeUUUUg
des - olkes ein Trost sein in den ein-

sinnen Stunden der ·aft«,
Jn Bezug auf dle VleldesprocheneMöglichkeit,daß ge-

gen einige Mitgliederdes Abgeordnetenhauseswegen ihrer im

Hause selbst gehaltenen Reden eine gerichtlicheVerfol ung
eintreten werde, nennt man die;Abgeordneten Twe ten,
Virchow’, v. Hennsig und Gneist als diejeni en, welche
zunächstVon diesem Schicksal bedrot seien. ußer diesen
Verfolgun en wegen der parlamentaris eanhätigkeitvon Abge-
ordneten slzndaber au sonst«unsere Abgeordnetenmit Pro-
zesen und Strafen geradenicht-sehr spärlichbedacht. Die

BerlinerReform«hat die verschiedenenProzesse zusammen-
estellt. Johann Jacoby und Frenpel sind zum Straf-
ntritt bereit, die neue Anklagegegen diese beiden und noch

funfzehnandere Abgeordnete der Fortschrittspar-
tei er Provle Preußen des Flugblatts wegen: Was

thut dem Landmanne·Noth?wird jetzt wieder ihren Fort-
gang nehmen, ebensodie auf Beschlußder Kammer suspen-
dirte Untersuchunggegen den AbgeordnetenMöller. Ferner
sind ein Paar Pkeßprdessegegen den Ab eordneteu von der
Leeden (we en des O

erblattesg
in Vor ereitung; über das

Ende der E rengerlchtd-UUterfUUUg gegen Beitzke ist noch
nichts Bestinimtes bekannt; der Preßprozeßgegen den Abge-
ordneten v. Benda schwthM zwelterInstanz, ebensoist es

nicht sicher, ob die Manneartikel des alten Harkort nicht
von Seiten der Staatsanwaltschaft noch im We e der Appel-
lation weiter verfolgtwerden; endlichist gegen genAbgeord-
neten Dr. Paur»in Görlitz ein Preßprozeßwegen eines

Landtagsberichteseingeleitetund, wie die »Voss.Zt .« mit-
theilt, droht ihm ein zweiter wegen des SchlußberisptLin

demer die in der Thronrede auf das Abgeordnetenhausge-
hauften Beschuldigungenals unverdient bezeichnet, ein Aus-
druck, der einen Zweifel an der »Wahrhaftigkeit«des Mini-
steriums enthalte.

»
Nassau. Wie«verlautet,weigert sich die nassauischeRe-

gierung ganz entschieden,die für den Abschlußeines Handels-
vertrages mit Italien so dringendnothwendigeAnerkennung
des Köni reichsItalien auszusprechenLeider giebt es kein

Mittel, diesen Widerstand zu besiegen,welcher wohl wesent-
lich aus dem«GefühlBei-vorgeht,ie Bedeutun Nassau’s in
der.Weltgeschichtezu eweisen. Welche hohe einung man
in Nassau selbst von dieser Bedeutung hat, geht wohl am

besten aus dem Umstande hervor, daß bei der 501ährigenGe-
deiikfeierder Schlacht bei Waterloo dort ein Lied gesungen
wurde,welcheses ganz offenausspricht,daßNapoleonnichtgesturzt
worden wäre, wenn er rechtzeitigmit Nassau Frieden eschlossen
hätte. Es geht doch nichts über ein kräftigesSelbstgefuhli

Oesterreich. Jn dem Kaiserstaate ist endlich die seit
langer Zeit vorausgeseheneKrisis ausgebrochen. Die nächste
Ursache ist wohl in»der ungarischenFrage und in« den zer-
rütteten Finanzverhaltnifsenzu su en. Die Mehrzahl der

Minister,darunter der Herr v. S merling und der Fi-
nanzminister v. Plener haben i ren Abschied enommen.

Herrv. Mensd orff, der Minister der auswärtigen ngele en-

heiten,ist im Amte eblieben und an Stelle des leichalls

zuruckgetretenenEr gerzogsRayner Miniterprä dent ge-

worden.Das neue inisterium,über des en UlgMUXeUlebUUg
bis jetzt nichts bekannt geworden ist, dür e WahrschemlichdeU

ForderungenUngarn’sauf eine esonderteVerwaltunggünstig
sein. Wie man sagt, ist au der CriherövgStrphani
welcher lange Zeit fern von Oesterreich lebte, und der in

Ungarn sehr beliebt ist, zuruckberufenworden, um Palatin
(d. h. Stellvertreter des Königs) von Ungarn zu werden.

Frankreich. inch sehrlangen Debatten, bei welchendie
Opposition mit einschneidenderS äka die Schaden der

Regierung bloß legte- Ist endlich ie Budgetberathungzu
Ende gefülertWokdeU,Und wurde schließlichdie Regierungs-
Voklagemit allen gegen 11 Stimmen angenommen. Wenn



sichauch»bei einzelnenFragen die Minorität zu einer größeren

Zahl(bis zu funfzigMit liedern) vermehrt hatte, so sind
die e· 11 Stimmen, welche ei der Schlußberathungegen die

Regierungsvorlagetimmten, doch als die einzigen epräsen-
tanten, welchedie liberale Partei augenblicklichim gesetzgeben-
den Körper von Frankreichhat, anzusehen. Wenn aber nicht
alle Anzeichentrügen,Lodürfte sich diese Zahl bei den

nächstenWahlen ganz be entend vermehren.
Legitimiiiit.

Legitim heißt gesetzlich. Neuerdingswird aber dieses
Wort vorzugsweise für die Berechtigungder Fürsten auf
ihren Thron angewendet,namentlich von ihnen selbst. Be-
sonders unsere keinen deut chenFürstenhaben rücksichtlichder

Legitimität»irer Kollegenehr strengeBegriffe. So wollen

sie·nanientlidas KönigreichItalien noch immer nicht als

legitim anerkennen. Es ist docheigen, daß gerade die kleinen
deutschenFürstenso eifrig nach den Spiittem in ihrer Nach-
barnAugen suchenund von dem Balken ihrer ei enen Augen
nichtsbemerken.Jsst

denn ihre eigene Herrschaftin der

Weise le itim, wie ie jetzt diesenBegriff auffassen? Keines-

wegst ls ihre nächstenVorgängerwider Recht und Gesetz
den Rheinbund mit dem in keiner Weise»legitiinen«Napoleon l.

geschloen hatten und diesem halfen, das deutscheReich zu

zekstüeln, da legte Kaiser Franz die Krone nieder und er-

lar»tewider Recht und Gesetz das deuts e Reich für auf-

gelost.»So wurden sie, die bisher Rei sfürsten gewesen,
elbststandigeHerrscherund ließensichvon ihrem Schutzherren

zu Konigen, Großherzoen u. s. w. machen. Nach dessen
Stur wurde der deutscheBund geschlossen,in welchemsie

selbIändiblieben.
ie elbstständigkeitder ehemaligen deutschen Reichs-

fürsten ist also .
eine eschichtlicheThatsache, uxid nur ein Narr

kann ihr seine Arter ermrni versagen; aber auf legitimern,
d. h. gesetzlichemWege ist sienicht erworben worden.

Die deutschenFürstenhaben also gar keinen Grund, sich
dem Königevon Italien ge enüber auf das hohe Pferd der

Legitimitätu schwingen. Lußerdem sind sie auch in dieser
Beziehun szonstnicht so heikel. Haben sie doch den Neffen
ihresEiü

eren Schutzherren, nachdemsie diesen stürzenhalfen
und i n und seine ganze Familie für unfähigerklärt hatten,

jemals über Frankreichzu herrschen, ganz geschwindeals

Kaiser von Frankreich anerkannt; obschon der jetzi e Kaiser
der Franzosen doch wahrlich nicht auf legitimein ege zu
seiner gegenwärtigenStellun gelangt ist.

Warum sträubensie si also, den König von Jtalien
anzuerkennen, da doch diese Nichtanerkennnngihren Unter-

ganenden allergrößtenSchaden bringt. Die italienische
egierung istnämlichbereit, mit dem Zollverein einen Handels-

vertrag »abzuschließen,verlangtaber zuvor die Anerkennung
durch die den Zollverein bildenden Staaten. Die Nicht-
anerkennungvon

Sachsen,Baiern, Lippe-Detmold,den Reußen

jüixerer
nnd älterer inie u. s. w. bringt ihr zwar keinen

S aden, da

sie
bereits von Frankrei , En land und Preußen-

an annt ist, ie hält es aber für ·rer ürde gemäß, nur

mit solchenStaaten Vertra e abzuchließen,welche ihr alle

Eigenschafteneiner zu Recht estehendenRegierungzu estehen.
Weil dies die kleinen den en Staaten nicht wo en, so
kommt dievon Preußen gefu rte Unterhandlungüber einen

Handelsvertragmit Jtalien nicht n Stande.
Wir sehen also, kaum ist der ollverein wieder zu Stande

gekommen, solie inntvon Neuem das Schauspiel,welches
nach dem Abschlugxdes Vertragesmit Frankreichaufgeführt
Wurde« »Die Jntetessensunseres Handels und unserer Fabriken
leiden schwerunter diesemWiderstande.. Durch neue Verträge,
welchedie anderen Staaten mit Jtalien abgeschlossen,haben

diese für ihre Unterthanen viel günstiere Bedingungenerlangt
und namentlichunsereWollenwaaren- abrikensind mitdem Ver-
luste des ihnen bisher sogünstigenitalienischenMarktes bedroht.

Auch unsere Regierung, obgleichsie sich jetzt alle Mühe
iebt, einen Handelsvertrag mit Italien zu Standezu bringen,
önnen wir nicht ganz freisprechen. Sie hatte voraussehenkönnen,was jetzt gekommenist und- vor der Erneuerung es

Zollvereins den Vertrag mit Jtalien abschließensollen. Da-
mals hatte sie die Mittel in der Hand, die widerstrebenden
Kleinstaatenzum Nachgebenzu zwingen, indem sie von der

Annahme des Vertrages die Erneuerungdes Zollvereins ab-
hän ig gemachthätte. Dann hatte kein Sträuben und kein

Pochenauf Le itimität und dergleichengeholfen, denn

ohneden Zollverein fsinddie ein elnen deutschenStaatenwie Fi che
auf dem Sande. Jetzt a er schwimmensie lustig herum in
dem herrlichenGewässer des Zollvereins und verlachendie

Staatsschriften, in welchen die preußischeRegierung ihnen
vernünftigeVorstellungen macht.

Sprechsaal.
«

— Von einein unserer Leser in der ProvinzBrandenburg
erhalten wir folgende Zuschrift mit der Bitte um Veröffent-
lichun derselben:

»»Wirin der Provinz sind weder catilinarischeExistenzen
noch auch Leute von verfehltem Beruf, wir za len unsere
Steuern, zwar gerade nichtgern, aber es gehtdo ohneAus-

pfändungvor sich; wir bauen unsern Koh, unsereKartoffeln,
kurz, wir leben schlechtund recht als ruhigeBurgen Aber
man hat doch oft so seineGedanken, die sichnichtverscheuchen
lassen, sondern wie

zudringliigeFliegen, immer wiederkehren.
·— So kommt mir die Aeu erung unseres Herrn Mini ter-
präsidentem »Jn allen Schi ten unserer»Bevölkerung iegt
eine»åewiss

e »Trägheitzur- ,Erfullnrig,der,zRPichterk.zyhne deren
Erfu ung ein großer Staat eben nicht b ehen nun-; nist
aus dem Sinn. Kann hier dasselbeVolk gemeintsein, das

zu allen Zeiten so großeOpfer ebracht,das so oft das Le te

hingegebenhat, um Thron und aterland zu retten,an de en

Großmuth man sich in bedrängterZeit nie vergeblichwandte?

Freilich ist auch damals nach gethaner Arbeit, nachdem das

Eisen gehöriggearbeitet hatte und Blut
Yareichendverspritzt

war, der Wortdank nicht ausgeblieben. ber was soll man

jetzt, nach solchenErfahrun en, sagen, wenn demVolk einer
seiner höchstenBeamten so che Behauptungenin’sAn esicht
schleudert. Jn unserm Kreisblatt lesen wir, wie die ohen
Personen der Minister nicht mehr gegen Beleidigungen,die

ihnen von der Rednertribüne aus zugefugtwären- geschützt
seien. — Wer aber schütztdie viel hö)erePersondesVolkes

gegen Beleidignnen, die ihm auf solcheWeise zugefuglt)»wer-den? — Man ann hier sagen: Wer bei gewissen
·

ingen
die Geinüthlichkeitnicht verliert, der hat keine zu verlieren.«

Wir haben obigen Worten kaum»etwas hinzuzufügen;den

Schutz gegen derartige Angriffe, wie sie in den«Worten des

Ministerprasidentenliegen, schafft
sich das Pokk am besten

dadurch, wenn es seine Be aUPkUUgdurch dle That als Un-

richti kennzeichnet;wenn es sich fort Und fortrecht lebhaft
an llem betheiligt, was den«Staat und seine Verwaltung
betrifft. Die beste Gelegenheitzu beweisen-,daß das Volk
nicht träge ist in Erfüllung seiner Pflichten, sindetes beiden
Neuwahlen für die VolksvertretungWann diese·Gele»genhe1t
wieder eintreten wird, läßt sichin die em Augenbllcknicht be-

stimmen, möge das Volk aber stets ch so,VeMcU»1t,halten
mit allen Vorgängen,daß es jeden Augenblickbereit ist, an

den Wahltischzu treten.
» , ·

— Herr Redakteur,ich habe kürzlichden Bericht uberdie
54. Sitzung des Abgeordnetenhausesgelesen. Er enthalt die
Verhandlungüber den Etat der Justizverwaltnng vom 20. Mai

Hierzu eine Beilage.


